
 

 

VERNUNFTKRAFT warnt vor erheblichen Eingriffen in den 

Naturschutz durch Gesetz zur Beschleunigung des 

Windkraftausbaus   

 

         Saarlouis, 13. Juli 2025 

Am 11. Juli hat der Bundesrat dem Gesetzentwurf zur Umsetzung der Novelle der 

Erneuerbare-Energien-Richtlinie 2023/2413 zugestimmt. Dieses "RED-III-

Umsetzungsgesetz" sieht weitere Erleichterungen und Begünstigungen für die 

Windkraftindustrie vor – erneut zu Lasten des Naturschutzes. Bereits die am 30. Juni 

2025 ausgelaufene EU-Notfallverordnung führte zu einer deutlichen Reduzierung von 

Umweltprüfungen in ausgewiesenen Windenergiegebieten. Mit dem nun 

beschlossenen RED-III-Umsetzungsgesetz setzt der Bundestag diese Vereinfachungen 

fort – insbesondere durch die Einführung von sogenannten Beschleunigungsgebieten. 

 

Die Ausweisung solcher Beschleunigungsflächen – wie in der RED III vorgesehen und 

nun bundesgesetzlich verankert – geht mit einer Schwächung zentraler 

Schutzgüter wie Natur, Landschaft und Artenvielfalt einher. Aus Sicht von 

VERNUNFTKRAFT steht dies im Widerspruch zu wichtigen EU-Vorgaben wie der Flora-

Fauna-Habitat-Richtlinie, der Wasserrahmenrichtlinie, der Vogelschutzrichtlinie und 

der Wiederherstellungsverordnung. Entsprechend wird eine verlässliche 

Berücksichtigung ökologisch sensibler Gebiete nicht gewährleistet. 

 

Die durch das Gesetz ermöglichten Eingriffe in Fauna, Flora und Landschaft stehen 

nach Einschätzung von VERNUNFTKRAFT in keinem angemessenen Verhältnis zu 

einem energiewirtschaftlich oder klimapolitisch relevanten Nutzen. Die 

weiterhin unausgeglichenen Erzeugungsschwankungen zwischen Überschussstrom 

und Versorgungslücken verschärfen sich zusehends. Die steigende Zahl an Tagen mit 

Negativpreisen an der Strombörse und die vom Bundesrechnungshof kritisierten 

Fehlentwicklungen bei Strompreisniveau und Versorgungssicherheit belegen diese 

Problematik und wird durch einen beschleunigten Ausbau erheblich verstärkt. 

. 

Energiewirtschaftlich ist daher keine Beschleunigung, sondern eine 

Entschleunigung geboten. 

Die Durchführung von Umweltprüfungen allein auf Basis vorhandener Daten lehnt 

VERNUNFTKRAFT ab. Geeignete avifaunistische Informationen über das Vorkommen 

geschützter Arten sind vielerorts unvollständig oder veraltet. Ohne aktuelle 

Kartierungen droht eine faktische Aushöhlung des im Bundesnaturschutzgesetz 

verankerten Tötungsverbots. Die Möglichkeit, Schutzmaßnahmen durch pauschale 



Ausgleichszahlungen zu ersetzen, wird als weiterer Schritt in Richtung eines 

systematischen Abbaus des Artenschutzes gewertet. 

 

Genehmigungsverfahren in sogenannten Beschleunigungsgebieten unterliegen einem 

straffen Zeitplan: Bereits innerhalb von 30 Tagen nach Antragseingang muss die 

Behörde über die Vollständigkeit der Unterlagen entscheiden – andernfalls beginnt 

das Verfahren automatisch. In vielen Fällen entfällt zudem eine frühzeitige und 

effektive Beteiligung der Öffentlichkeit. Umweltverbände und betroffene Bürger 

erhalten nur eingeschränkten Einblick, oft erst in einem späten Stadium, wenn 

wesentliche Entscheidungen bereits gefallen sind. Dieses Vorgehen konterkariert 

rechtsstaatliche Grundsätze und wird als intransparent und demokratisch fragwürdig 

empfunden. 

 

Darüber hinaus führen aktuelle Regionalpläne in mehreren Bundesländern bereits 

jetzt zu einer erheblichen Flächenbelastung durch Windkraftanlagen – teils mit über 

10 % ausgewiesener Windfläche in einzelnen Landkreisen. Die Initiative fordert daher 

eine Rückbesinnung auf naturverträgliche Planung, transparente Verfahren und eine 

ehrliche Bewertung energiewirtschaftlicher Effekte. 
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Zum Verein Bundesinitiative VERNUNFTKRAFT: (www.VERNUNFTKRAFT.de) 

Der Verband wird von rein ehrenamtlich arbeitenden Mitgliedern getragen. Weltanschaulich und politisch unabhängig setzen 
sich diese für eine "vernünftige Energiepolitik" zum Wohl von Mensch und Natur ein. Im Rahmen energie- und 
umweltpolitischer Fragestellungen vermittelt der Verband Wissen über ökologische, ökonomische und technische 
Zusammenhänge und befördert somit sachgerechte und fundierte Einschätzungen der Auswirkungen umwelt- und 
energiepolitischer Maßnahmen auf die Allgemeinheit/Volkswirtschaft und die Natur. Über Stellungnahmen, fachliche Expertisen 
und die Bündelung von Interessen durch die Weichenstellungen unmittelbar betroffenen Bürger (aktuell ca. 900 lokale 
Bürgerinitiativen) wirkt der Verband an der menschen- und naturfreundlichen Ausgestaltung von Rahmenbedingungen im Sinne 
des energiepolitischen Zieldreiecks (Umweltverträglichkeit, Versorgungssicherheit, Bezahlbarkeit) mit. 
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